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(2) Wird der vereinbarte Nutzen einer durch Kredit 
finanzierten Maßnahme nicht erreicht bzw. nicht nach­
gewiesen, und ist nach den gesetzlichen Bestimmungen 
über die Gewinnverwendung eine Zahlung der Til­
gungsraten aus der Gewinnverwendung nicht oder nicht 
in vollem Umfange zulässig, so hat der Kreditnehmer 
den nicht gedeckten Teil der Tilgungsraten aus Mitteln 
der Sonderfonds bzw. aus Kosten schlechter Leitungs­
tätigkeit zu zahlen.

(3) Durch das Kreditinstitut kann die sofortige volle 
oder teilweise Rückzahlung des Kredites gefordert wer­
den, wenn der Kredit nicht zweckentsprechend ver­
wendet worden ist. Das gleiche gilt, wenn der verein­
barte Nutzen in einer dem Kreditnehmer gesetzten Frist 
nicht erwirtschaftet oder nicht nachgewiesen wird. Für 
diese Kredite oder Kreditteile werden bis zur Rück­
zahlung aus den im Abs. 2 genannten Quellen erhöhte 
Zinsen berechnet.

§ 6
Verzinsung

(1) Kredite für Maßnahmen, bei denen der Rückfluß 
aus dem Zuwachs an Gewinn einschließlich der Reali­
sierungszeit (Rückflußdauer) nicht mehr als 3 Jahre be­
trägt, sind mit 1,8 % jährlich zu verzinsen. Der Zins­
satz beträgt bei einer Rückflußdauer von mehr als 3, 
aber nicht mehr als 4 Jahren 3,6% jährlich. Bei länge­
rer Rückflußdauer erhöht sich der Zinssatz für die Ge­
samtlaufzeit jeweils um 1,8% für jedes weitere Jahr 
der Rückflußdauer.

(2) Die Kreditnehmer können bei einer Erhöhung der 
Rückzahlungsraten gemäß § 5 Abs. 1 eine der Ver­
kürzung der Rückflußdauer entsprechende Herabsetzung 
des Zinssatzes für die Restlaufzeit fordern.

(3) In den Fällen des § 5 Abs. 3 berechnen die Kredit­
institute einen Zinszuschlag bis zu 3,6% jährlich.

(4) Die Zinsen gemäß Abs. 1 sind in die Kosten zu 
verrechnen. Sie können geplant werden. Die bis zur 
Zahlung der ersten Tilgungsrate berechneten Zinsen 
sind gleichzeitig mit dieser Rate zu bezahlen.

(5) Die Zinsen gemäß Abs. 3 sind aus Kosten schlech­
ter Leitungstätigkeit zu zahlen.

§7
Kreditverträge

(1) Von den Kreditnehmern sind dem Kreditinstitut 
Kreditanträge mit folgenden Unterlagen einzureichen:
— Vorbereitungsunterlagen gemäß Teil III der Ver­

ordnung,
— Nachweis der Realisierbarkeit der Maßnahme,
— Plan der Inanspruchnahme und Rückzahlung des 

Kredites.
(2) Die Kreditnehmer haben für die Finanzierung der 

Vorbereitung der durch Kredit zu finanzierenden Maß­
nahme sowie als Grundlage für den Abschluß der Wirt­
schaftsverträge bei den Kreditinstituten eine Kredit­
vorauszusage zu beantragen. Vorauszusagen werden 
nur für solche Maßnahmen, mit deren Durchführung 
spätestens im folgenden Planjahr begonnen werden 
soll, erteilt.

§8
Kontrolle

(1) Die Kreditinstitute haben die Erfüllung der in den 
Kreditverträgen getroffenen Vereinbarungen über die 
fristgemäße Realisierung der Maßnahmen, die ratio­

nelle Ausnutzung der angeschafften Grundmittel und 
die Erwirtschaftung des vereinbarten Nutzens zu kon­
trollieren. Die Kontrolle der fristgemäßen Realisierung 
der Maßnahmen hat anhand der Kreditentwicklung und 
in Verbindung mit operativen Kontrollen bei den 
Kreditnehmern zu erfolgen. Grundlage für den Inhalt 
und die Zeitdauer der Kontrolle über die Ausnutzung 
der angeschafften Grundmittel und über die Erwirt­
schaftung des Nutzens sind die im Kreditvertrag — ent­
sprechend dem ökonomischen Charakter der Maßnah­
men — vereinbarten Nachweise der Kreditnehmer. Auf 
Grund ihrer Kontrollergebnisse geben die Kreditinstitute 
den Werkleitern und den Generaldirektoren der WB 
Hinweise für die Beseitigung von Mängeln. Die Kredit­
institute werten wichtige Kontrollfeststellungen in 
Rechenschaftslegungen aus. Sie können fordern, daß 
die Kreditnehmer zur Arbeit mit den Krediten und zur 
Erreichung des vereinbarten Nutzens Stellung nehmen.

(2) Die Kreditnehmer haben durch innerbetriebliche 
Kontrollen zu sichern, daß die Voraussetzungen für die 
Realisierung des vereinbarten Nutzens geschaffen wer­
den und der effektive Nutzen exakt ermittelt und nach­
gewiesen wird.

§9

Ausnahmeregelungen

(1) Die Präsidenten der Kreditinstitute sind berechtigt, 
in Ausnahmefällen die Gewährung von Krediten auch 
für andere als die im § 3 genannten Zwecke — insbe­
sondere für Maßnahmen des Arbeitsschutzes, zur Ver­
besserung der Arbeitshygiene sowie zur Beseitigung 
von Arbeitserschwernissen — zuzulassen.

(2) Für Ausrüstungen, die unter Inanspruchnahme 
von Devisenkrediten importiert werden, können 
Kredite in Anpassung an die Bedingungen des Devisen­
kredits auch bei Abweichungen von den Grundsätzen 
dieser Durchführungsbestimmung gewährt werden.

II.

Gewährung von Krediten für Maßnahmen der Klein­
mechanisierung und der technischen Verbesserung 

außerhalb des Planes an Betriebe mit staatlicher 
Beteiligung

§ 10

(1) Zur Förderung des technischen Fortschritts ge­
währen die für die Ausreichung kurzfristiger Kredite 
zuständigen Kreditinstitute den Betrieben mit staat­
licher Beteiligung Kredite für Maßnahmen außerhalb 
ihrer Investitionspläne, die der Kleinmechanisierung 
und der Durchführung technischer Verbesserungen 
dienen. Voraussetzung ist, daß die Betriebe über die 
notwendigen eigenen Mittel nicht verfügen und die 
Maßnahmen in der Regel ohne Inanspruchnahme ge­
planter materieller Fonds durchführen können. Dabei 
ist die Steigerung der Arbeitsproduktivität und die Ver­
besserung der Qualität besonders zu unterstützen.

(2) Kredite gemäß Abs. 1 werden in der Regel für 
Maßnahmen bis zu 25 TMDN Gesamtwerlumfang im 
Einzelfall ausgereicht. Die durch Kredit zu finanzieren­
den Maßnahmen sollen einen Jahresnutzen gewährlei­
sten, der mindestens ein Drittel des Gesamtaufwandes 
beträgt. Ausnahmen regeln die Präsidenten der Kredit­
institute.


